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|. Bewertung und Zusammenfassung

1. Gesamtbewertung

Die Hamburgische Verwaltung ist auf dem Weg zu einer
staatlichen Doppik, die —wie vom Haushaltsgrundsatzegesetz ge-
fordert — den Grundsatzen ordnungsmaRiger Buchfuhrung (GoB)
folgt. Der mit dieser Erganzung zum Jahresbericht 2012 vorgeleg-
te Bericht Uber die Prifungsergebnisse zum Jahres- und Kon-
zernabschluss 2010 zeigt in Verbindung mit den in den Vorjahren
gewonnenen Prifungserkenntnissen Fortschritte, aber auch fort-
dauernde Méangel und Schwierigkeiten:

— Die bei der Finanzbehorde angesiedelte Bilanzbuchhaltung
der Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) verbessert die
zentral durchzufihrenden Buchhaltungs- und Bilanzierungs-
prozesse und steigert so sukzessive die Qualitat und Aussa-
gekraft der vorgelegten Jahresabschlisse. Damit ist
allerdings zugleich verbunden, dass der aktuelle Jahresab-
schluss von Korrekturen und Nachbesserungen gepragt ist,
die die Vergleichbarkeit mit Vorjahren erschweren (Tzn. 10
bis 13). Da nach wie vor noch zahlreiche Verbesserungen
ausstehen, werden auch in den nachsten Jahren die hieraus
resultierenden Veranderungen jeweils erheblich sein.

— Wichtige Bilanzposten, bei denen die Qualitat der Daten nur
durch Maflinahmen in dezentraler Zustandigkeit verbessert
werden kann und/oder die informationstechnisch unterstutzt
werden missen, haben sich gegeniber den Prufungsergeb-
nissen der Vorjahre (Tz. 64) dagegen wenig veréandert, u. a.:

— eine fortschreibungsféahige und transparente Anlagen-
buchhaltung fiir das Stral3ennetz steht weiter aus,

— ein durch eine Inventur abgesicherter Nachweis Uber
den Bestand und den Wert eines erheblichen Teils der
Kunstgegenstande in Héhe von rund 3 Mrd. Euro ist
noch zu erbringen,

— die Prozesse zur Buchung der Zahlungsstrome und zur
Bilanzierung der Bank- und sonstigen Kassenbestande
sind weiterhin unzuverlassig,

— die Umsetzung eines verlasslichen Internen Kontrollsys-
tems (IKS) fur die Buchflihrungsprozesse dauert noch
an.

— Eine auf Transparenz Uber die tatsachliche Vermégens-, Fi-
nanz- und Ertragslage der Stadt gerichtete Bilanzierung ist
beim Sondervermégen Stadt und Hafen in der Vergangenheit
nicht erreicht worden. Dies zeigen die mittlerweile offenbar
gewordenen finanziellen Lasten in dem Sondervermdgen.
Der Rechnungshof hatte auf diese Gefahr bereits 2009 hin-
gewiesen (Tz. 14 f.). Die Doppik kann nur dann neue und in
schwierigen Entscheidungslagen relevante Informationen lie-



Ergénzung zum Jahresbericht 2012 Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg

fern, wenn an dem Willen zu einer ordnungsmafigen und un-
geschminkten Bilanzierung konsequent festgehalten wird.

2. Betriebswirtschaftliche Analyse

2. Der im Geschéftsjahr 2010 erzielte Jahrestiberschuss in Hohe von
663 Mio. Euro beruht —wie im Geschéftsbericht 2010 zutreffend
dargestellt — mafR3geblich auf besonderen bilanziellen Effekten. Die
FHH bilanziert im Jahresabschluss fur die Kernverwaltung zum 31.
Dezember 2010 (Jahresabschluss 2010) einen nicht durch Eigen-
kapital gedeckten Fehlbetrag in Hohe von 542 Mio. Euro; sie ist
damit weiterhin bilanziell Giberschuldet (Tzn. 10 bis 13).

3. Die Belastungen der Konzernergebnisrechnung aus der HSH
Nordbank AG (HSH Nordbank) werden sich im Zeitraum zwischen
2007 und der anstehenden bilanziellen Verarbeitung der im Jahr
2011 ergangenen Auflagen der Européischen Kommission (EU-
Kommission) auf voraussichtlich rund 1,9 Mrd. Euro belaufen
(Tz. 17 f.). lhnen stehen rund 600 Mio. Euro Dividenden und wei-
tere Ertrdge gegeniber, die die FHH seit Grindung der HSH
Nordbank erhalten und im Haushalt bzw. in Tochterorganisationen
vereinnahmt hat.

3. Prifungsfeststellungen

4, Die Prifung des Jahresabschlusses hat u.a. zu folgenden
Feststellungen gefihrt:

— In den Auswahlbereichen nach 8 15a Landeshaushaltsord-
nung (LHO) sind die Prozesse und die Buchhaltungsarchitek-
tur so auszugestalten, dass sie den GoB in sinngemaler
Anwendung geniigen (Tzn. 22 bis 24).

— Buchungen von Zugéngen zu den immateriellen Vermégens-
gegenstanden sind mangelbehaftet, da geleistete Investiti-
onszuschisse regelmafig lediglich pauschal aktiviert werden
(Tzn. 26 bis 28).

— Es ist weiterhin kein geschlossener Kreislauf der Buchung
und Bilanzierung aller Geschéaftsvorfalle gewéhrleistet. Die
GoB werden insbesondere im Bereich der Kassen- und
Bankprozesse nicht eingehalten (Tzn. 29 bis 34).

— Die Bestrebungen der Finanzbehdrde, eine Neubewertung
der Pensionsriickstellungen der Kernverwaltung zu erreichen,
mussen fortgesetzt werden (Tzn. 35 bis 44).

— Die Ruckstellungen fiir Beihilfe sind zutreffend einzugrenzen
(Tzn. 45 bis 47). Sonstige Rickstellungen weisen Defizite bei
der Art und Weise ihrer Ermittlung auf. Dies fihrt zu Rickstel-
lungen in falscher Hohe (Tzn. 48 bis 51).
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Die Prifung des Konzernabschlusses hat u.a. zu folgenden
Feststellungen gefihrt:

— Ein zentrales, alle fur die Konzernrechnung relevanten Infor-
mationen zu den Tochterorganisationen umfassendes und
laufend aktualisiertes Beteiligungskataster fehlt weiterhin
(Tz.55f.).

— Fir gewahrte Investitionszuschisse an Tochterorganisatio-
nen ist eine Abstimmbarkeit auf Einzelpostenebene weiterhin
nicht moglich (Tz. 56).

— Fir die Bericksichtigung der latenten Steuern aus Konsoli-
dierungsmafl3nahmen fehlt ein sachgerechtes Bilanzierungs-
konzept (Tz. 61 f.).

4. Zukunftiger Bestatigungsvermerk

Sowohl die Prifung der weiterhin freiwillig und zusétzlich doppisch
Rechnung legenden Bereiche als auch die Prifung des allein
doppisch abschlieBenden Auswahlbereiches Behérde fir Justiz
und Gleichstellung (Justizbehérde) haben fir einen zuklnftigen
Bestatigungsvermerk relevante Feststellungen ergeben. Es beste-
hen insbesondere Mangel bei dem System der Buchfuhrung, bei
dem IKS, bei den Prozessen von Buchfiihrung und Bilanzierung
sowie bei einzelnen Posten.

Angesichts von Schwierigkeit und Umfang der in vielen Bereichen
noch zu leistenden Vorarbeiten fur den doppischen Echtbetrieb ist
es daher notwendig, dass die Finanzbehoérde ihre Anstrengungen
zur Konsolidierung des Rechnungslegungsprozesses weiter ver-
starkt. Dabei sollten in den noch zusétzlich doppisch Rechnung
legenden Bereichen solche Prozessverbesserungen Prioritat ha-
ben, die in den spateren Echtbetrieb (bernommen werden
(Tzn. 63 bis 66).

5. Stellungnahme der Finanzbehorde

Die Finanzbehdrde stimmt den Feststellungen, Forderungen und
Empfehlungen des Rechnungshofs zu.
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Il. Gegenstand, Art und Umfang der
Prufung

8. In diesem Bericht fasst der Rechnungshof das Ergebnis seiner
Prufung der Abschlisse der FHH auf den 31. Dezember 2010 zu-
sammen.' Den Abschliissen beigefiigt ist ein zusammengefasster
Lagebericht und Konzernlagebericht.

Die Abschliusse sind am 20. Dezember 2011 von der Finanzbe-
horde veroffentlicht worden. Sie sind freiwillig und zusétzlich zu
der fir die Entlastung des Senats durch die Biirgerschaft maf3geb-
lichen kameralen Haushaltsrechnung aufgestellt worden.

Der Rechnungshof hat die Abschliisse 2010 im Wesentlichen im
Sinne einer kritischen Durchsicht zur Unterstitzung der Qualitats-
sicherung geprift. Ein Prifungsschwerpunkt lag bei den Auswahl-
bereichen (Justizbehérde und Polizei), die erstmalig fihrend
doppisch Rechnung legen und in denen eine Veranschlagung,
Bewirtschaftung und Abrechnung, die den GoB in sinngemalier
Anwendung folgt, auf der Grundlage von § 15a LHO erprobt wird.

Fur ausgewahlte Einzelfélle aus den Nicht-Auswahlbereichen sind
substantielle Prifungshandlungen durchgefiihrt worden. Eine Sys-
temprifung des IKS sowie eine umfassende IT-Systemprifung der
verwendeten Systeme, insbesondere der eingesetzten SAP ERP-
Module®, der rechnungslegungsrelevanten Vorsysteme und deren
Schnittstellen, sind nicht durchgefuhrt worden.

9. Grundlage fir die gegenwartig fakultativ durchgefihrte
kaufmannische Rechnungslegung ist § 71a LHO, wonach eine
Buchflhrung nach den GoB in sinngeméafR3er Anwendung der Vor-
schriften des Handelsgesetzbuchs (HGB) zusétzlich zur kamera-
len Buchfuihrung erfolgen kann.

Konkreter Maf3stab fur die Erstellung der Abschlisse waren die
Regelungen, die die Finanzbehdrde in Ausfillung der oben ge-
nannten Vorschrift aufgestellt hat.?

Sie bestehen aus dem Jahresabschluss 2010 mit der Bilanz auf den
31. Dezember 2010 und der Ergebnisrechnung 2010 sowie dem Anhang fir den
Kernhaushalt und dem Konzernabschluss 2010 mit der Konzernbilanz auf den
31. Dezember 2010 und der Konzern-Ergebnisrechnung 2010 sowie dem
Anhang.

ERP = Enterprise  Ressource Planning (IT-System zur Planung des
Einsatzes/der Verwendung der Unternehmensressourcen).

Dies waren fir den Jahresabschluss das Betriebswirtschaftliche Fachkonzept in
der Fassung vom Juli 2009, die Bilanzierungsrichtlinie als Anlage 1 zu den
Verwaltungsvorschriften (VV) zu § 15a LHO in der Fassung vom Dezember 2009
(Bilanzierungsrichtlinie), die vorlaufige Richtlinie zur Erfassung des Vermdgens
und der Schulden der Freien und Hansestadt Hamburg in der Fassung vom Juni
2008 (Inventurrichtlinie) sowie fir den Konzernabschluss 2010 die
Konzernrichtlinie vom 5. August 2011.
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1.

Betriebswirtschaftliche Analyse

Ergebnisveranderung im
Kernbilanzierungskreis

Die FHH hat im Geschéftsjahr 2010 einen Jahresiiberschuss in
Hohe von 663 Mio. Euro erzielt. Das Ergebnis liegt damit um
1.822 Mio. Uber dem Ergebnis der Vorperiode (-1.159 Mio. Euro).
Der Geschéftsbericht 2010 erlautert zutreffend, dass es sich hier-
bei zu groRen Teilen um Auswirkungen von Bilanzierungsande-
rungen und Einmaleffekten handelt. Die Ergebnisveranderung
beruht mal3geblich auf folgenden Effekten:

Aus einer geanderten Erfassung der Steuerertrage resultiert
im Vergleich zum Vorjahr eine Ergebniserhéhung von
387 Mio. Euro. Wahrend bis zum Jahresabschluss 2009 die
Steuerertrage mit Falligkeit der Steuerzahlung als realisiert
betrachtet wurden, werden sie seit dem Geschéftsjahr 2010
bereits mit Bekanntgabe des Steuerbescheids als Vermo-
gensmehrung erfasst. Mit dieser gednderten Bilanzierung
erfolgt seitens der FHH eine Annéherung an die Regeln der
Standards staatlicher Doppik. Im Jahr der Umstellung ergibt
sich ein positiver Einmaleffekt.

Mehrertrage in Hohe von 1.172 Mio. Euro gehen auf eine
Wertanpassung der Finanzanlage HGV Hamburger Gesell-
schaft fiir Vermogens- und Beteiligungsmanagement mbH
(HGV) zurlick. Eine auf Grundlage einer gednderten Bewer-
tungsmethodik erfolgte Neubewertung hat ergeben, dass
der zum 31. Dezember 2010 anzusetzende bilanzielle Wert
der HGV 4.329 Mio. Euro betrdgt und damit um 1.172 Mio.
Euro Uber dem bisherigen Wertansatz liegt. Die Wertanpas-
sung der Finanzanlage erfolgte in voller Hohe erfolgswirk-
sam in laufender Rechnung.

Im Vergleich zum Vorjahr féllt das Ergebnis aufgrund der
Veranderung der Pensions- und Beihilferiickstellungen um
479 Mio. Euro héher aus. Wéahrend im Geschaftsjahr 2009
die entsprechenden Rickstellungen im Ergebnis um
372 Mio. Euro aufwandswirksam zu erhéhen waren, erfolgte
im Geschéftsjahr 2010 einschlief3lich der pensionséhnlichen
Verpflichtungen eine ergebniserh6hende Riickstellungsauf-
I6sung von 107 Mio. Euro. Diese Verédnderung ist maR3geb-
lich auf das verwendete Bewertungsverfahren
zurickzufuhren. Mit der von der FHH beabsichtigten voll-
standigen Umstellung auf die Standards staatlicher Doppik
zum 1. Januar 2015 ist mit einer geringeren Schwankungs-
breite der Zufiihrungsbetrage zu rechnen, weil dann erwar-
tete Pensions- und Rentenanpassungen sowie Besoldungs-
und Entgeltsteigerungen bei der Rickstellungsbewertung

Jahresliberschuss
durch
Bilanzierungs-
anderungen und
Einmaleffekte
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Bereinigtes
Ergebnis um
216 Mio. Euro
verschlechtert

11.

12.

durch eine mittelfristige Trendbetrachtung vorweggenom-
men werden.*

Unter Beriicksichtigung dieser drei Effekte in Héhe von 2.038 Mio.
Euro hat sich das (Ubrige) Jahresergebnis im Vorjahresvergleich
nicht verbessert, sondern um 216 Mio. Euro verschlechtert:

Zusammensetzung der Ergebnisveranderung
2500
2000 ““)
Kn‘ 479 Pensions-/Beihilferiickstellungen
1500 —c
0 3
o ™ W
] o .
“ 1000 N2
§ 5= Neubewertung HGV
ERN
500 % !
_% Bilanzeffekt Steuerertrage
0 +—%
g Saldo ubrige Ergebnisveranderung
-500
Quelle: eigene Darstellung auf der Basis des Geschéftsberichts

Der Geschaftsbericht 2010 beriicksichtigt in der Ubersicht zu der
bereinigten Ergebnisdarstellung (Seite 7 des Geschéftsberichts)
die Ergebnisauswirkungen aus der Neubewertung der HGV und
der geénderten Erfassung der Steuerertrage. In den verbalen Er-
lauterungen wird auf den (dritten) hier einbezogenen Effekt aus
der Verdnderung der Ruckstellungen fur Pensionen und Beihilfen
in Hohe von 479 Mio. Euro hingewiesen (Seite 8 des Geschaftsbe-
richts).

2. Entwicklung des Eigenkapitals im
Kernbilanzierungskreis

In der Erdffnungsbilanz zum 1. Januar 2006 wies die FHH
zunéchst ein Eigenkapital von 4.029 Mio. Euro aus. Wahrend ei-
nes vierjahrigen Korrekturzeitraums wurde dieses Eigenkapital
wiederholt verandert. Es betrug nach den Korrekturen zum 1. Ja-
nuar 2006 insgesamt 2.920 Mio. Euro abziiglich 170 Mio. Euro
wegen einer Durchbrechung des Bilanzzusammenhangs im Jah-
resabschluss 2006.°

* Standards fiir die staatliche doppelte Buchfihrung (Standards staatlicher

Doppik), Stand 9. August 2011, Abschnitt5.7.2.1, abrufbar unter
http://lwww.bundesfinanzministerium.de
s Erganzung zum Jahresbericht 2009, Tz. 29 (Entwicklung des Eigenkapitals).

10
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Das in der Er6ffnungsbilanz ausgewiesene Eigenkapital der FHH
wurde mittlerweile vollstandig verbraucht. Die FHH bilanziert damit

im Jahresabschluss fiir die Kernverwaltung stichtagsbezogen auf Bilanzielle
den 31. Dezember 2010 einen nicht durch Eigenkapital gedeckten Uberschuldung trotz
Fehlbetrag in Héhe von 542 Mio. Euro; sie ist — trotz der im Ge- 663 Mio. Euro
schéftsjahr 2010 erfolgswirksamen (Sonder-) Effekte und des da- Jahresuberschusses
raus resultierenden Jahresuberschusses in Hohe von rund 663
Mio. Euro — weiterhin bilanziell Gberschuldet.
Veradnderung des Eigenkapitals
Eréffnungsbilanz Bilanz Bilanz Bilanz Bilanz Bilanz
01.01.2006 31.12.2006 31.12.2007 31.12.2008 31.12.2009 31.12.2010
4.500 —
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3.500 — — — —
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3.000 o
g 2.500- 2.285 -2.332 o —
m © = >
g SfsS S
S 2.000- N 8 N R A —
S-S
N b=l b=l -
1500 § SRR O
< | =N = E
— x
1.000{ & IS (NS S - = -
o o ©] o .
= X X ¥4 Jahresergebnis Jahresergebnis
500 I8 E P B 5009: -1.15 2010: 663
& | INEN NEN BB
0 =} z z z —47| I I I

Quelle: eigene Berechnungen auf der Basis der jeweiligen Bilanzen,
Erfolgsneutrale Korrekturen zur Eréffnungsbilanz sind in allen Jahren einbezogen

I | | | | I 663
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Wert des
Sondervermdgens
Stadt und Hafen
nicht nachgewiesen

3. Sondervermdgen Stadt und Hafen

Die Werthaltigkeit der weiterhin mit 181 Mio. Euro bilanzierten
Finanzanlage Sondervermdgen Stadt und Hafen, einer im Jahr
2010 noch kameral buchenden verbundenen Organisation der
FHH, wurde fur den Abschluss auf den 31. Dezember 2010 im
Rahmen der Prifung durch den Rechnungshof nicht nachgewie-

sen.®

Grundsatzlich sind die Finanzanlagen nach der Eigenkapitalspie-
gelbildmethode oder nach vorsichtig geschatzten Zeitwerten zu
bewerten.” Die Finanzbehorde hat fiir Zwecke der Bewertung die-
ser Tochterorganisation weder Eigenkapitalwerte auf den
31. Dezember 2010 ermittelt noch wurden aktuelle Wertgutachten
erstellt.

Dem Rechnungshof wurden bei seiner Prifung des Jahresab-
schlusses 2010 als Wertnachweise zum einen die nur einen Tell
des Sondervermdgens —den Betrieb gewerblicher Art— umfas-
sende Steuerbilanz 2008 und zum anderen die Lageberichte und
kameralen Jahresrechnungen fur den Zeitraum 2006 bis 2010 des
gesamten Sondervermdgens vorgelegt. Mit der Blrgerschafts-
drucksache 20/2347 vom 22. November 2011 wurde von der Bir-
gerschaft im Haushaltsplan-Entwurf 2011/2012 der Titel
9590.614.01 ,Zuweisung an das Sondervermégen Stadt und Ha-
fen" mit einem Ansatz in Hohe von 207 Mio. Euro fur 2011 und
250 Mio. Euro fur 2012 eingerichtet, um ,zunéchst die bilanzielle
Entschuldung und angemessene Eigenkapitalausstattung des

Sondervermégens Stadt und Hafen vorzunehmen®.®

Zuvor hatten bereits Senatsvertreter in der Sitzung des Haus-
haltsausschusses am 26. September 2011 darauf hingewiesen,
dass die FHH Ende des Jahres uberrascht sein werde, in welcher
Hoéhe sich ein Schuldenberg beim Sondervermdgen Stadt und Ha-
fen ergeben habe.’

Dessen ungeachtet erfolgte keine Berichtigung des zum Vorjahr
unveranderten Wertansatzes der Finanzanlage. In dem im De-
zember 2011 vorgelegten Jahresabschluss 2010 ist das Sonder-
vermdgen weiterhin mit einem Wert in Héhe von 181 Mio. Euro
angesetzt.

Die vorgelegten Unterlagen zum Bilanzansatz sind weder als Da-
tengrundlage zur Wertermittlung noch als Prufungsnachweis ge-
eignet. Auch sind dem Rechnungshof keine Berechnungs-

Erganzung zum Jahresbericht 2011, Tz.48ff. sowie Ergdnzung zum
Jahresbericht 2010, Tzn. 44, 45 und 49 und Ergadnzung zum Jahresbericht 2009,
Tz. 130 ff.

Bilanzierungsrichtlinie, Nr. 3.1.1.4.2, S. 49 f.

Burgerschaftsdrucksache 20/2347 vom 22. November 2011, S. 1.

° Birgerschaftsdruchsache 20/1400 vom 31. Oktober 2011, S. 95.

12
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unterlagen zur Hohe der Zuweisung aus dem Haushalt an das
Sondervermdgen vorgelegt worden.

Der Rechnungshof halt seine Kritik an der wie in den Vorjahren
nicht hinreichend sicher nachgewiesenen Bewertung aufrecht. lhm
ist eine abschlieRende Einschatzung des Wertansatzes des Son-
dervermogens weiterhin nicht moglich.™

Die Doppik kann tber die Kameralistik hinausgehende wichtige
Steuerungsinformationen liefern. Insbesondere kann sie wirt-
schaftlich bereits verursachte, aber erst in Zukunft anfallende Las-
ten aufzeigen. Diese auch fir die parlamentarische Beratung und
die Budgetentscheidungen bedeutsamen Informationen erhélt die
Stadt aber nur, wenn sie konsequent nach den Grundsatzen eines
ordentlichen und vorsichtigen Kaufmanns bilanziert.

Bei dem Sondervermdégen Stadt und Hafen gibt es seit [angerem
Belastungen. Der Rechnungshof hatte erstmals Anfang 2009 auf
Risiken hingewiesen und deren Bilanzierung bzw. einen belastba-
ren Nachweis des angesetzten Werts des Sondervermégens an-
gemahnt. Die fir die gewahlte Bilanzierung vorgebrachte
Begrindung, dass die kamerale Rechnungslegung in dem Son-
derverméogen keinen besseren Nachweis des Werts des Sonder-
vermdgens zulasse, Uberzeugt angesichts der wirtschaftlichen
Bedeutung des Vorhabens und der damit gerechtfertigten und
notwendigen Anstrengungen zum raschen Aufbau eines kaufman-
nischen Rechnungswesens nicht. Es drangt sich der Eindruck auf,
dass finanzielle Lasten hier zundchst bewusst ausgeblendet wur-
den. Dies schadet einer nachhaltigen Finanzwirtschaft und verhin-
dert Transparenz fur Birgerschaft und Senat. Es fihrt dazu, dass
die mit der Doppikeinfihrung angestrebten neuen und besseren
Informationen Uber wirtschaftlich kritische Sachverhalte nicht offen
gelegt werden.

Der Rechnungshof hat die Finanzbehérde aufgefordert, nunmehr
umgehend eine sachgerechte Bilanzierung des Sondervermdgens
Stadt und Hafen herbeizufuhren.

Die Finanzbehorde hat zugesagt, bis zum 30. Juni 2012 die ge-
prufte und testierte Eréffnungsbilanz des Sondervermégens Stadt
und Hafen auf den 1. Januar 2012 vorlegen zu wollen.

° Erganzung zum Jahresbericht 2010, Tz. 44 und Erganzung zum Jahresbericht
2011, Tz. 49.
! Erganzung zum Jahresbericht 2009, Tzn. 130 bis 135.
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17.

4. HSH Nordbank

Der doppische Abschluss (hier: Konzernabschluss) der FHH zeigt
neben den tatséachlich geflossenen Zahlungsstrémen auch durch
die Wertminderung des Finanzanlagevermdgens eingetretene Be-
lastungen.

Grundlage fur die Erfassung der mit der FHH verbundenen Orga-
nisationen in der doppischen Rechnungslegung sind die tatsachli-
chen Beteiligungsverhaltnisse. Zum 31. Dezember 2010 ist die
FHH indirekt mit 42,33% (Vorjahr: 42,98%) an der HSH Nordbank
beteiligt. Die Zusammensetzung der Beteiligungsquote der Stadt
ergibt sich aus der folgenden Ubersicht:

FHH
100,00 % 50,00 %
100,00 %
A\ 4
HVF! HGV2 HSH Finanz-

fonds AOR

2010: 5,43%

2009: 5,81% 2010: 59,92%

2009: 64,18%

HSH Nordbank

Hamburgischer Versorgungsfonds A6R
2 HGV Hamburger Gesellschaft fiir Vermogens- und Beteiligungsmanagement
mbH

Quelle: eigene Darstellung auf Basis des Beteiligungsberichtes der Stadt

Die Beteiligung ist zum 31. Dezember 2010 im Konzernabschluss
mit 1,8 Mrd. Euro bewertet. In den Folgejahren ist aufgrund der
Neubewertung der Aktien im Zusammenhang mit der Ubernahme
zusétzlicher Anteile an der HSH Nordbank durch die FHH mit wei-
teren Veranderungen des Buchwerts zu rechnen. Basierend auf
den von der Finanzbehdrde ermittelten Vermdgenswerten nach
Kapitalerhohung™ betragt der Riickgang nach tiberschlagiger Be-
rechnung rund 100 Mio. Euro. Da der Buchwert grundsatzlich die-
ser Wertentwicklung folgt, kann folgende Entwicklung
vorausgeschatzt werden:

2 Birgerschaftsdrucksache 20/3220 vom 14. Februar 2012.
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nach Kapitalerh6-
in Mio. Euro | 31.12.2007 | 31.12.2008 | 31.12.2009 | 31.12.2010 | hung aufgrund der
EU-Auflage
Buchwert 2.041,2 565,9 1.707,7 1.816,5 rund 1.700,0
Anteil am 35,36 % 30,41 % 42,98% 42,33% 43,30 %
Grundkapital

Quelle: eigene Berechnung auf Basis der Konzernabschlisse der FHH
und der Burgerschaftsdrucksache 20/3220

Aufgrund der in den Jahren 2008 und 2009 bei der HSH Nordbank
entstandenen erheblichen Verluste musste der Gesellschaft im
Jahr 2009 zusatzliches Eigenkapital in Héhe von 3 Mrd. Euro zu-
gefihrt werden. Die Kapitalerh6hung wurde vollstandig durch die
neu gegriindete HSH Finanzfonds A6R Gbernommen, die die An-
teile Uber Kreditaufnahmen finanziert hat. Entsprechend der Betei-
ligungsquote der FHH an dem Finanzfonds sind 50 % der neuen
Anteile sowie der dazugehorigen Verbindlichkeiten im Konzernab-
schluss enthalten.

Im Konzernabschluss auf den 31. Dezember 2009 war eine von
der HGV gehaltene Wandelschuldverschreibung der HSH Nord-
bank mit einem Buchwert in Hohe von 110 Mio. Euro (ursprungli-
che Anschaffungskosten: rund 318 Mio. Euro) bilanziert. Diese
wurde zur Kapitalverstarkung der Bank im Jahr 2010 in Aktien
umgewandelt. Bereits im Erwerbsjahr 2008 wurde hier aufgrund
einer voraussichtlich dauernden Wertminderung eine Abschrei-
bung auf den aktuellen Buchwert vorgenommen.

Nachdem die EU-Kommission festgestellt hat, dass die Minder-
heitsaktionare bei der Rettung der Bank im Jahr 2009 bevorteilt
worden waren, haben die garantiegebenden Lander Hamburg und
Schleswig-Holstein von der HSH Nordbank im Jahr 2011 eine
Einmalzahlung von 500 Mio. Euro erhalten. Diese wurde entspre-
chend den Vorgaben der EU-Kommission von der HSH Finanz-
fonds AGR in 2012 als Eigenkapital in die Bank eingebracht. Damit
erhoht sich die durchgerechnete Beteiligungsquote der FHH von
42,33% auf 43,30%.

Das Konzernergebnis wird inshesondere durch die anteilige Zu-
rechnung der insgesamt deutlich negativen Jahresergebnisse der
Bank sowie durch die vorgenommenen Abschreibungen aufgrund
voraussichtlich dauernder Wertminderungen erheblich belastet. Im
Betrachtungszeitraum stellen sich die Ergebnisauswirkungen wie
folgt dar:

Weiterhin
erhebliche Belas-
tung des Konzern-
ergebnisses
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nach Kapitalerho-
in Mio. Euro 31.12.2007 | 31.12.2008 | 31.12.2009 | 31.12.2010 | hung aufgrund
der EU-Auflage

Anteilige Zurechnung des Ergebnisses noch nicht festge-
der HSH Nordbank 187.9 8116 -358,2 -124.8 stellt
Planm&Rige Abschreibung (Firmenwert) -19,6 -19,6 0,0 0,0 0,0
Ag{&erplanmaﬂlge Abschreibung auf Be- 216,0 5819 0.0 0.0 ca. -100,0
teiligung bzw. Firmenwert
;mschensumme (erfolgswwksam_g Ver- 47,7 1.4131 3582 1248 ca. -100,0
anderung des Buchwerts der Beteiligung)
AuRerplanméRige Abschreibung auf die _
Wandelschuldverschreibung 0.0 208,4 0.0 0.0 i
Antelllge Vergutung fur die Garantie- 0.0 0.0 152.6 202.8 noch nicht voll ab-
tibernahme gerechnet
Gesamtsumme -47,7 -1.621,5 -205,6 78,0

Quelle: eigene Berechnung auf Basis der Konzernabschlisse der FHH

und der Birgerschaftsdrucksache 20/3220
Die Entwicklung des Buchwerts sowie die Konzernergebnisrech-
nung machen das AusmalR der 6konomischen Wertminderung der
1,9 Mrd. Euro 9 g

Belastung des
Konzernergebnisses
durch HSH Nordbank

19.

Beteiligung sichtbar. Die Konzernergebnisrechnung wird tGber den
Betrachtungszeitraum in H6he von insgesamt rund 1,9 Mrd. Euro
belastet. Die seit der Griindung der HSH Nordbank im Jahr 2003
an die FHH bzw. deren direkte Tochterorganisationen geflossenen
Dividenden, Zinsertrdge und Ergebnisabfihrungen betragen rund
0,6 Mrd. Euro. Hierbei sind direkte Finanzierungskosten, die allein
im Zeitraum 2003 bis 2007 rund 0,2 Mrd. Euro betrugen, noch
nicht bert‘Jcksichtigt.13 Im Anhang des Konzernabschlusses sind
zudem die Uber aktuell zu bilanzierende Effekte hinausgehenden,
im Zusammenhang mit der HSH Nordbank eingegangenen und in
eine umfassende Beurteilung einzubeziehenden Haftungsverhalt-
nisse betragsmafig angegeben.

5. Entwicklung des
Anlagevermaogens

Mit der im Zuge der Doppik eingeflihrten Anlagenbuchhaltung
wurde erstmals das Vermdgen der FHH weitgehend vollstandig
und wertmafig erfasst. Der in der kameralen Haushaltsrechnung
enthaltene Vermogensnachweis ist — nach kaufmannischen MaR-
stédben — unvollstédndig und zudem hinsichtlich wichtiger Bereiche
ohne Angaben in Euro-Betrdgen. Beispielsweise werden Gebau-
dewerte nicht nachgehalten, Grundstiicke werden nur nach Quad-
ratmetern aufgefihrt. Der Jahresabschluss stellt mit dem
Anlagenspiegel eine Ubersicht (iber die Entwicklung des Anlage-
vermogens zur Verfigung.

'3 Birgerschaftsdrucksache 19/498 vom 3. Juli 2008
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Beispielhaft werden die folgenden Entwicklungen im Einzelnen er-
lautert und mit Hinweisen zum Anlagenspiegel dargestellt:

— Im Rahmen des Finanzierungskonzepts ,Hafen finanziert Ha-
fen“ erhalt die Hamburg Port Authority AGR (HPA) jahrliche
Tranchen aus der sogenannten ,HHLA-Milliarde“. Bareinla-
gen in die HPA in den Jahren 2009 und 2010 in H6he von
insgesamt rund 425 Mio. Euro, die um Sacheinlagen erganzt
wurden, flihrten zu einer tatsachlichen Werterhéhung der Fi-
nanzanlage HPA von nur rund 121 Mio. Euro.

— Im Vergleich zum Vorjahr (3,54 Mrd. Euro) hat sich das in den
Bauten des Infrastrukturvermégens gebundene Vermdgen
(3,49 Mrd. Euro) reduziert. So haben zum Beispiel die Investi-
tionen in StraBen, Wege und Platze nicht ausgereicht, um
das Vermogen bilanziell zu erhalten.

Gesamtabschreibungsquoten von deutlich Gber 50 % signali-

sieren bei unverandertem Bedarf, dass kunftig mit erhdhten
Ersatzinvestitionen zu rechnen ist.

17
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I
Das Verhaltnis von kumulierten Abschreibungen zu den urspringlichen
—Anschaffungs- und Herstellungskosten erlaubt Rickschlisse auf den Abnutzungsgrad bzw. die
Altersstruktur der Anlagen. Abschreibungsquoten von deutlich Giber 50 % signalisieren bei
unverandertem Bedarf, dass kiunftig mit erhdhten Ersatzinvestitionen zu rechnen ist. Die Stral3en,
Wege und Platze sind bereits zu 65 % abgeschrieben, dies bildet die Auswirkungen der
unzureichenden Mittelausstattung der Vergangenheit ab.

Anlagenspiegel (Fs.)
zum 31, Dezember 2010

ANSCHAFFUNGS- UND HERSTELLUNGSKOSTEN

Stand Zugang Abgang Umbuchung / Stand
01.01.2010 Umgliederung 31.12.2010
inTsd. Euro inTsd. Euro inTsd. Euro inTsd. Euro inTsd. Euro
3. Bauten fir eigene Zwecke
a) Hochschulen, Schulen, Sportanlagen
und kulturelle Einrichtungen 6.649.721 27.849 -69.606 38.073 6.646.037
davon Hochschulen 1.632.857 14.497 [ 31.290 1.678.644
davon Schulen 3.992.260 9.555 -58.768 2818 3.945.863
davon Sportanlagen 778.910 3.738 -9.744 3763 776.657
davon kulturelle Einrichtungen 345.694 59 -1.094 214 344.873
b} Innere Sicherheit 420.101 2763 -4.565 -8.703 409,598
c} Sozial-, Gesundheits- und Jugendeinnchtungen 264573 287 -14.558 20.703 271005
davon Sozialeinrichtungen 80.650 187 -13.902 602 67.537
davon Gesundheitseinrichtungen 8.057 0 0 ] 8.057
davon Jugendeinrichtungen 175.866 100 0 128 176.094
davon Wohngebsude 0 o —-656 19.973 19.317
d) Sonstige Verwaltung 1.337.027 6.629 -66.790 23.267 1.300.133
8.671.422 37.528 -155.519 73.340 8.626.771
4. Bauten des Infrastrukturvermégens
a) Straften, Wege, Plétze, Bricken, Tunnel,
Schienenwege 4,966.781 7.186 -24.142 55.412 6.005.238
davon StralSen, Wege, Platze 3.891.124 4.306 -10.200 39.046 — 3.924.276 ——
davon Bricken, Tunnel 1.075.657 2.879 -13.942 16.366 1.060.960
b} Hafenanlagen und Gewasserschutzbauten 2.970.576 1.344 -245 16.957 2.988.632
davon Hafenanlagen 5.510 0 [ 0 5.510
davon Gewasserschutzbauten 2.965.066 1.344 -245 16.957 2.983.122
c) Parks, Grinflachen, Land- und Forstwirtschaft 1.159.576 1.468 -4.052 1.223 1.168.216
davon Parks, Griinfiagchen 1.147.221 1.035 -2.047 751 1.146.960
davon Land- und Forstwirtschaft 12.356 432 -2.005 472 11.255
9.096.933 9.997 -28.439 73.592 9.152.083
Aufgrund des Ausweises in Tsd. Euro kénnen sich Rundungsdifferenzen ergeben.

Die Anschaffungs- und Herstellungskosten zeigen, wie viel Geld insgesamt ! bisher in
Vermdégensgegenstande investiert wurde, die noch nutzbar sind. Rund 4 Mrd. Euro sind fur die
gegenwartig vorhandenen Straf3en bilanziell angesetzt. Erhdhungen ergeben sich entweder aus
Zugangen (4,3 Mio. Euro) oder aus Umbuchungen/Umgliederungen (39 Mio. Euro). ——
|
Die Erhéhungen bei den StralRen, Wegen und Platzen betragen insgesamt 43 Mio. Euro.
Die Reinvestitionsquote — definiert als Verhaltnis von (Netto-)Investitionen zu den Abschreibungen—=
betragt lediglich 55 %. Die Investitionen haben nicht ausgereicht, um das in den Stral3en, Wegen und
Platzen gebundene Vermdgen bilanziell zu erhalten. Diese Betrachtung lasst allerdings die
Instandhaltungsaufwendungen — die in der Doppik Aufwand darstellen und somit nicht im
Anlagenspiegel erscheinen — auf3er acht.

Als Umbuchungen/Umgliederungen werden auch Anlagen ausgewiesen, die wahrend der Bauphase
zunachst bei den ,,Anlagen im Bau“ aufgefiihrt worden waren (vgl. Folgeseite).
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Mit der Einfiihrung eines kaufmannischen Rechnungswesens beim Sondervermégen Schule — Bau
und Betrieb im Jahr 2011 werden die im Jahresabschluss auf den 31. Dezember 2010 noch im
Kernhaushalt gezeigten Gebaudewerte ausgegliedert. Dem Grundsatz nach werden die Gebaude in
der Er6ffnungsbilanz des Sondervermdgens mit den unten gezeigten Buchwerten ilbernommen
(,Buchwertverkniipfung®). Sofern im Zuge des Ubergangs deutlich werden
Sanierungsstau in den Bilanzwerten des Kernbilanzierungskreises nicht |zutreffend berticksichtigt
war, kann sich ein niedrigerer Wert ergeben.
Im Anlagenspiegel 2011 werden sich hierauf gegebenenfalls Hinweise gewinnen lassen bei einem
Vergleich der Abgange bei den Schulgebduden mit den Zugangen bei den |Finanzanlagen, in denen
das Sondervermégen mit seinem Eigenkapital gezeigt wird.

sollte, dass der

Lagebericht und Kor lagebericht Konzernab uss Jahresabschluss fiir die Kernverwaltung Weitere Informationen 98 | 99
ABSCHREIBUNGEN / WERTBERICHTIGUNGEN RESTBUCHWERTE

Stand Zugang Abgang Zuschrei- Stand Stand Stand
01.01.2010 bungen 31.12.2010 31.12.2009 31.12.2010
inTsd. Euro inTsd. Euro inTsd. Euro inTsd. Euro inTsd. Euro inTsd. Euro inTsd. Euro
-3.214.716 -94.121 39.390 0 -3.269.447 3.435.006 3.376.590
-694.946 -19.451 aQ o —-714.397 837.911 §64.247

-1.945.802 -54.899 33.393 o -1.967.308 2.046.458 1978.666 ——
-398.473 -14.190 6.356 0 -407.308 380.437 369.349
-175.495 -56.581 642 0 -180.434 170.200 164.439
-161.229 8.606 3123 0 -149.500 268.872 260.096
-152.823 -17.621 8.491 0 -161853 11.750 109.152
-49.539 =1225 8.041 0 =-42.723 3 24.814
-5.489 -101 0 0 -5.590 2.568 2.467
-97.795 -2.344 0 o -100.139 78.071 75.955
[ -13.851 450 o -13.401 0 6.916
-812.864 -19.674 33.631 0 -799.007 524.163 501.126
-4.341.632 =122.7110 84535 0 -4.379.807 4.329.791 4.246.964
-3.018.367 91317 18.810 0 2.000.874 1948.415 1.914.362
[ =228ede—— -78.108 9.935 0 -2.556.589 1.402.709 1.367.687
-529.951 -13.209 8.875 o -634.266 §46.706 646.675
-2.003.084 -19.623 34 0 -2.022.673 967.492 965.959
-3.333 =107 [ 0 -3.440 2177 2.070
-1.999.761 -18.516 34 Q -2.019.233 966.316 963.889
-533.742 -16714 3.387 0 -546.069 626.834 612.146
-525.976 -15.543 2.010 0 -539.509 821245 607.451
-7.768 =171 1377 0 -6.560 4.590 4.895
-5.555.193 ~126.654 22231 0 -5.659.616 3.541.741 3.492.467

Vermdogen reduziert.

Der Restbuchwert spiegelt stichtagsbezogen den Wert des Vermdgens |wider. Er betragt fur die
Bauten des Infrastrukturvermégens zum 31. Dezember 2010 rund 3,49 Mrd. Euro. Rechnerisch
ergibt sich dieser Wert aus den ursprunglichen Anschaffungs- und Herstellungskosten (9,15 Mrd.
Euro) abzuglich der kumulierten Abschreibungen/Wertberichtigungen (5,66 Mrd. Euro). Im Vergleich
zum Vorjahr (3,54 Mrd. Euro) hat sich das in den Bauten des Infrastrukturvermégens gebundene

Die Abschreibungen und Abgénge Uberstiegen im Geschéaftsjahr 2010 die Zugange einschliellich
der Umbuchungen/Umgliederungen. Die Investitionen gleichen den Werteverzehr und die

Desinvestitionen nicht aus.
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Als ,Umbuchungen/Umgliederungen” werden Verschiebungen zwischen den einzelnen
Vermdgenspositionen ausgewiesen. Solche Bewegungen resultieren insbesondere daraus, dass im
Vorjahr noch nicht fertiggestellte Anlagen in die jeweilige Anlagenklasse umgegliedert wurden, weil
sie aufgrund der Fertigstellung erst im Geschaftsjahr 2010 bestimmungsgemaf genutzt werden
konnten (Betriebsbereitschaft). Noch nicht fertiggestellte Anlagen werden stichtagsbezogen als

— .Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau“ ausgewiesen.

Im Jahr der Fertigstellung werden sie umgebucht und erhéhen dann die entsprechende
Vermdégensposition. |

Anlagenspiegel (Fs.)

zum 31. Dezember 2010

ANSCHAFFUNGS- UND HERSTELLUNGSKOSTEN

Stand Zugang Abgang Umbuchung / Stand
01.01.2010 Umgliederung 31.12.2010
inTsd. Euro inTsd. Euro inTsd. Euro inTsd. Euro inTsd. Euro
5. Anlagen zur Verkehrslenkung,

Ver- und Entsorgung 295.686 5.890 -20528 458 282,506
davon Verkehrslenkung 269.031 5.890 -20.497 406 275,829
davon Ver und Entsorgung 6.655 o -31 53 6.677

6. Andere Anlagen, Betriebs- und

Geschéftsausstattung 888.859 47.622 -347.481 205 591.105
davon Fahrzeuge 186.471 18.366 -10.974 12 176.975
davon Informations- und
Kommunikationsausstattung 148.992 14.746 -29.944 355 134.149
davon Andere Anlagen, Betrisbs-
und Geschaftsausstattung 571.396 14.410 -306.563 .738 280.981

7. Kunstgegenstinde, Denkmaler
und museale Sammlungen 3.154.382 3 =442 ] 3.153.943
8. Gelei Anvabk
und Anlagen im Bau 968.943 604.767 -141464 -221977 1.100.279
43.352.1M 1.039.101 -957.072 -54.884 43.379.256
Ill. Finanzanlagen
1. Anteile an verbundenen Untemehmen 10.169.774 367.144 =-233.307 0 10.303.611

a) Landeseinrichtungen nach § 15 Abs. 2 LHO 37.108 0 0 0 37.108

b) Landesbetriebe nach § 26 Abs. 1 LHO 115.903 0 0 0 115.902

¢} Sondervermégen nach § 26 Abs. 2 LHO 289.199 23.000 (] 0 282.199

d) Korperschatten, Anstalten und Stiftungen 3.160.612 127.626 0 0 3288038

e) Verbundene Untemnehmen
in privater Rechtsform 6.597.054 216[618 -233.307 0 6580365

2. Beteiligungen 51143 1106 0 0 52.249

3. We iere des Anlag bg 325.227 86(298 294 0 anzsi

4. Ausleihungen 144516 594 -f.o89 0 137.121
10.690.660 455142 -24).590 0 10.904.212

ANLAGEVERMOGEN INSGESAMT 62.336.462 2.124375 -2.599.062 -18.243 61.843.532

Aufgrund des Ausweises in Tsd. Euro kdnnen sich Rundungsdifferenzen ergeben
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Lagebericht und icht Konzerr Jahresabschluss fiir die Kernverwaltung Weitere Informationen 100 | 101
ABSCHREIBUNGEN / WERTBERICHTIGUNGEN RESTBUCHWERTE

Stand Zugang Abgang Zuschrei- Stand Stand Stand
01.01.2010 bungen 31.12.2010 31.12.2009 31.12.2010
inTsd. Euro inTsd. Euro inTsd. Euro inTsd. Euro inTsd. Euro inTsd. Euro inTsd. Euro
-10.862 -2.524 102 Q -13.284 284.825 269.222
-8.448 -2.244 70 0 -10.620 280.585 265.209
-2.418 -280 32 Q -2.664 4.240 4.013
-674.221 -42,987 345610 0 -371598 214838 219.507
-102.067 -13.776 10.075 0 —105.768 66.404 70.207
-117.267 -16.708 29.917 0 —103.048 31.735 31101
-464.897 -13.503 305.618 o -162.782 116.499 116.199
=121 -37 0 0 -158 3.154.261 3.1563.785
0 -4 0 0 -4 958.943 1.100.275
-11.465.013 -294.951 461.389 0 -11.298575 31.887.100 32.080.681
-2.663.482 -111.102 0 1.012.058 -1662.526 7.606.291 8,641.085
0 -4.693 0 Q —4.693 37.106 32413
-5.1683 -|.988 0 0 -7.148 110,740 108.755
0 0 0 Q 0 259.199 282.199
-734.688 -43.756 0 0 -778.444 2425824 2.509.594
-1823.631 -60.668 0 1.012.058 -872.241 4773422 5.708.124
-20 0 0 0 -20 61123 52.229
0 [+] 0 0 0 326.227 41n.231
-n -22.423 0 0 -22434 144.505 114.687
~2.563.513 -133.525 0 1.012.058 ~1.684.980 8.127.146 9.219.232
-18.391.159 -694.185 1.739.618 1.012.058 -16.333.668 43.945.304 45.509.864

,Hafen finanziert Hafen": Die FHH hat 2010 SAGA-Anteile zu Buchwerten von 233 Mio. Euro zu
einem Kaufpreis von 364 Mio. an die HGV verauRert. Aus diesem Erl6s wurde eine Kapitaleinlage
bei der HPA in H6he von 249 Mio. Euro geleistet, die um Sacheinlagen erganzt wurde. Auf die
Zugange in Hohe von 128 Mio. Euro entfallen allerdings auf die Finanzanlage HPA nur 121 Mio.
Euro (siehe S. 110 des Geschéftsberichts). Die Differenz war als Aufwand zu verbuchen, weil in
dieser Hohe wirtschaftlich betrachtet lediglich Verluste der HPA kompensiert wurden. Eine
Wertsteigerung lag nicht vor. Die sogenannte HHLA-Milliarde wurde insoweit bilanziell konsumtiv
aufgezehrt.

Von der im Vorjahr geleisteten Bareinlage aus der HHLA-Milliarde (176 Mio. Euro) sowie weiteren
Sacheinlagen (16 Mio. Euro) wurde ein Betrag in Héhe von 44 Mio. Euro aktiviert, der lediglich als
Verlustausgleich zu werten war. Der Rechnungshof hatte die Finanzbehérde aufgefordert, eine
entsprechende Abschreibung auf die Finanzanlage vorzunehmen. Die Finanzbehérde ist dieser
Forderung nachgekommen und hat die Finanzanlage HPA um 44 Miol. Euro abgeschrieben.
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20.

Revisionssichere
Abbildung der
Geschaftsvorfalle
nicht gewabhrleistet

21.

22.

33 Mio. Euro
Buchungsdifferenzen

V. Auswahlbereiche

1. Buchfihrungssystem

Die Umstellung der Rechnungslegung auf ein flihrendes
doppisches System erfolgt schrittweise. Fir das Haushaltsjahr
2010 legten die Justizbehérde und der Geschéaftsbereich Polizei
der Behorde fur Inneres und Sport (Polizei) erstmals nach
§ 15a LHO originar im doppischen SAP-System Rechnung. Zur
Erstellung eines einheitlichen Jahresabschlusses im Sinne von
§ 71a LHO werden die Daten aus dem doppischen System in das
kameral gepragte SAP-AIlt-System der Stadt Ubertragen.

Durch parallel betriebene Buchfiihrungssysteme ist die Buchhal-
tungsarchitektur der FHH komplex. Der Umstand, dass beide
SAP-Systeme eigene und in sich geschlossene Rechnungskreise
darstellen sollen, innerhalb derer die Buchungen aufgehen miis-
sen, erfordert umfangreiche Verrechnungen und Saldierungen.
Insbesondere die revisionssichere Erfassung und zeithnahe Abbil-
dung der Bankgeschéftsvorfélle ist nicht immer gewahrleistet.

Die Finanzbehotrde hat zugesagt, eine detaillierte Beschreibung
der Finanzbeziehungen zwischen den Systemen und den zugrun-
de liegenden Buchungsprozessen zu erstellen und so deren
Nachvollziehbarkeit zu gewahrleisten.

2. Justizbehorde

Auch nach Ubergang der Justizbehdrde in den doppischen
Echtbetrieb nach § 15a LHO werden die Geschéftsvorfalle der
Justizkasse im Wesentlichen unverandert mit kameral gepragten
Kassenverfahren erfasst. Die so verbuchten Daten werden tber
eine Schnittstelle mittels einer Kontierungstabelle in das
doppische SAP-System Ubergeleitet. Daraus resultieren folgende
Feststellungen:

— Eine vom Rechnungshof durchgefuhrte Verprobung des zum
Stichtag auf dem doppischen Sachkonto ,Bankbestéande Jus-
tizkasse" ausgewiesenen Saldos mit der kameralen Ab-
schlussnachweisung der Justizkasse ergab eine Differenz in
Hohe von rund 10 Mio. Euro.

Die Finanzbehotrde hat hierzu ermittelt, dass die Differenz auf
Anwenderfehler in der Durchfuhrung der Clearing-
Verbuchung in den beiden Buchhaltungssystemen (doppisch
und kameral) zuriickzufiihren sei.

— Die kameralen Kasseneinnahmereste der Justizkasse betra-
gen zum 31. Dezember 2010 rund 28 Mio. Euro. Durch die
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Uberleitung in das doppische SAP-System missten die dort
ausgewiesenen (Uber die Schnittstelle generierten) Forde-
rungen betragsmaRig mit den Kasseneinnahmeresten lber-
einstimmen. Tats&chlich weist das entsprechende doppische
Forderungskonto der Justizbehérde einen Saldo von rund
38 Mio. Euro aus. Die Differenz zu den Kasseneinnahmeres-
ten betragt mithin rund 10 Mio. Euro. Allerdings wird das ent-
sprechende doppische Konto nicht nur Gber die Schnittstelle
bebucht. Auch durch die Bertcksichtigung der neben den
Schnittstellenbuchungen mdglichen weiteren Buchungen liel3
sich die festgestellte Differenz jedoch nicht plausibilisieren.

Der Sachverhalt konnte im Rahmen der Prufung nicht voll-
standig aufgeklart werden. Eine abschlieende Bewertung
war insofern nicht méglich.

— Im doppischen SAP-System weist das Ertragskonto ,Ertrage
aus Gerichtsgebuhren® fir 2010 rund 137 Mio. Euro aus. Aus
der Abschlussnachweisung der (kameralen) Justizkasse er-
geben sich Einnahmen bzw. Ertrage in Hoéhe von rund
124 Mio. Euro, die unter doppischen Gesichtspunkten als Er-
trage aus Gerichtsgebihren auszuweisen wéren. Es ergibt
sich eine Differenz zwischen Abschlussnachweisung und
dem doppischen SAP-System in Héhe von rund 13 Mio. Euro.

Der Sachverhalt lie3 sich im Rahmen der Prifung nicht voll-
standig aufklaren. Eine abschlieRende Bewertung war inso-
fern nicht maglich.

— Durch die Uberleitung aus dem kameral gepragten Kassen-
verfahren werden die Aufwendungen und Ertrage zum Teil
nicht nach der wirtschaftlichen Verursachung, sondern zah-
lungsorientiert periodisiert.

Der Verwaltung war es nicht mdoglich, eine betragsmaRige
Abstimmung zwischen dem kameral gepragten Kassenverfahren
der Justizkasse und dem doppischen SAP-System vorzunehmen.
Die hohen Abstimmungsdifferenzen und die Tatsache, dass es im
Rahmen der Priifung seitens der Beteiligten nicht gelungen ist,
samtliche Fragen des Rechnungshofs hinreichend zu beantwor-
ten, weisen darauf hin, dass das fir die Justizkasse gewahlte
Sonderverfahren (zum Beispiel Clearingprozesse Uber zwei SAP-
Systeme) fur den Parallelbetrieb von Doppik und Kameralistik eine
Komplexitat erreicht hat, die in der Praxis kaum noch beherrscht
wird.

Ohne einen revisionssicheren Abstimmungsnachweis zwischen
den verschiedenen IT-Systemen gentigt die Anbindung der Justiz-
kasse an das doppische SAP-System mittels Schnittstelle und
Kontierungstabelle nicht den GoB.

Vor dem Hintergrund der angestrebten Umstellung auf ein
fuhrendes doppisches Haushaltswesen hat der Rechnungshof die
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Finanzbehotrde aufgefordert, auf eine den doppischen Anforde-
rungen geniigende Ausgestaltung der Prozesse, insbesondere der
Kassenprozesse, hinzuwirken und daftir Sorge zu tragen, dass die
GoB auch bei der Anbindung von Fachverfahren/Vorverfahren an
das doppische SAP-System eingehalten werden.

Die Finanzbehotrde hat dies zugesagt.

3. Polizei

Die im Rahmen dieser Priifung beurteilten Geschéaftsprozesse der
Sachanlagenbuchhaltung sowie die Stichprobenpriifung von in An-
lagenklassen zusammengefassten Vermdgensgegenstanden ha-
ben keine Hinweise auf wesentliche Mangel ergeben.
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V.Nicht-Auswahlbereiche

1. Aktiva

1.1 Geleistete Investitionszuwendungen

Die FHH aktiviert Investitionszuwendungen an Empfanger aus
dem offentlichen oder privaten Bereich als immaterielle Vermo-
gensgegenstande, soweit sie einen offentlichen Nutzen bewirken.
Gegenstand der Bilanzierung ist hierbei die dem Zuwendungs-
empfanger obliegende Gegenleistungsverpflichtung. Dafir ist das
Vorhandensein eines aktivierungsfahigen Anlagegutes beim Zu-
wendungsempfanger Voraussetzung. Die Aktivierung erfolgt als
immaterieller Vermégensgegenstand.

Eine Stichprobe im Bereich der Behdrde fur Stadtentwicklung und
Umwelt (BSU) sowie in der Behérde fur Gesundheit und Verbrau-
cherschutz (BGV) ergab Mangel bei der ordnungsgeméaflen Bu-
chung von Zugéangen Zu den immateriellen
Vermdgensgegenstanden. So konnte seitens der bewilligenden
Behdrden nicht sichergestellt werden, dass die als Zugénge bei
den immateriellen Vermdgensgegenstéanden gebuchten Investiti-
onszuwendungen in gleicher Héhe bei den jeweiligen Zuwen-
dungsempfangern fir bilanzierungsfahiges Anlagevermégen
verwendet werden. Ein wesentlicher Grund hierfir ist die unzurei-
chende inhaltliche Ausgestaltung vieler Zuwendungsbescheide.

So wurden beispielsweise in Bescheiden der BSU lber Zuwen-
dungen in H6he von 11 Mio. Euro an die Hamburger Hochbahn
AG keine Abgrenzungen zwischen aktivierungsfahigen und auf-
wandswirksamen Zuwendungszwecken vorgenommen. Eine Pri-
fung, ob und in welcher Art bilanzierungsfahige
Gegenleistungsverpflichtungen geschaffen wurden, kann daher
auch im Rahmen einer spateren Inventur nicht erfolgen.

Im Bereich der BGV wurden immaterielle Vermégensgegenstande
aufgrund von Zuwendungsbescheiden aktiviert, aus denen nicht
unmittelbar hervorgeht, wie lange die geférderten Gegenstande fur
den Zuwendungszweck gebunden sind. Die Nutzungsdauer wurde
fur doppische Zwecke pauschal auf 25 Jahre festgelegt.

Die fir die korrekte doppische Verbuchung erforderlichen Informa-
tionen Uber die Gegenleistungsverpflichtung einschlieZlich ihrer
Bindungsfrist sowie die Art der Verwendung (investiv oder kon-
sumtiv) sind, unabhéangig vom Buchungsstil, Teil eines ordnungs-
gemalen Zuwendungsverfahrens. Diese erforderlichen Daten bei
der Bewilligung durch die zustdndige Behorde festzulegen und zu
dokumentieren, unterstitzt nicht nur eine GoB-konforme Bilanzie-
rung, es verbessert auch die materiellen Steuerungs- und Kont-
rolimdglichkeiten der von der Stadt gegebenen Zuwendungen.
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28.

29.
Kassenprozesse
verbessern

30.
Manueller

Tagesabschluss
nicht
automatisierbar

Der Rechnungshof hat die Finanzbehérde aufgefordert, darauf
hinzuwirken, dass die Aktivierungen von geleisteten Investitions-
zuwendungen im Bereich der betroffenen Behodrden in geeigneter
Weise Uberprift und erforderliche Korrekturen zur Bilanzerstellung
auf den 31. Dezember 2011 vorgenommen werden. Sie muss da-
riber hinaus ermitteln, ob im Zustandigkeitsbereich weiterer Zu-
wendungsgeber vergleichbare Sachverhalte unzutreffend erfasst
sind und diese gegebenenfalls zu korrigieren sind.

Die Finanzbehérde hat die Umsetzung der Forderungen zugesagt.

1.2 Kassenbestand und Guthaben bei
Kreditinstituten

Die Bankbestande wurden wie in den Vorjahren von der zentralen
Buchhaltung der Finanzbehoérde bei den Fachbehérden in einer
schriftichen Abfrage erhoben. Aufgrund der derzeit noch nicht
durchweg zeithahen Buchung aller Bankgeschéftsvorfélle in SAP,
der nicht eindeutigen Zuordnung von Bankkonten zu SAP-Konten
sowie des auf den Sachkonten vorhandenen Altbuchungsstoffs
waren Korrekturbuchungen zur Abstimmung der in Papier vorlie-
genden Erhebungsergebnisse mit den Zahlen in der SAP-
Buchfihrung notwendig. Dies betraf sowohl Bankkonten als auch
Termingeldbestande.

Die Finanzbehdrde hatte im Prifungsverfahren zum Jahres- und
Konzernabschluss 2009 erklart, gemeinsam mit der Kas-
se.Hamburg die Kassenprozesse zu analysieren und diese flir den
Jahresabschluss 2011 im Hinblick auf die Anforderungen der
Doppik entsprechend anpassen zu wollen.* Eine Schatzung des
Abschlusszeitpunkts der Umstellung hat die Finanzbehétrde nicht
abgegeben.

Die derzeitigen Prozesse entsprechen nicht vollumféanglich den
GoB. Die erforderlichen manuellen Korrekturen bergen grundsétz-
lich Fehlerrisiken. Eine mangelhafte Bankkontenbuchfiihrung im
SAP-Buchfuhrungssystem stellt dartiber hinaus die Integritat und
die Nachvollziehbarkeit der gesamten Buchfuhrung in Frage.

Der Rechnungshof hatte bereits in der Vergangenheit darauf hin-
gewiesen, dass bei der Einfihrung von SAP Ende der neunziger
Jahre die Schwierigkeiten im Kassenwesen (zum Beispiel fehler-
trAchtige manuelle Kassengesamtabschliisse, nicht zuverlassig
funktionierende Schnittstellen zwischen Kassenverfahren) nicht
behoben werden konnten.'® Beispielhaft fir die vielfach bis heute
nicht zeitgemalen und anforderungsgerechten Kassenprozesse
ist der Tagesabschluss. Die Kasse.Hamburg erstellt aufgrund der

* Erganzung zum Jahresbericht 2011, Tz. 56.
!5 Jahresbericht 2010, Tzn. 26 bis 35 (Kassenwesen).
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gewachsenen Kassenprozesse nach wie vor den Gesamt-
Tagesabschluss manuell. Mit den eingesetzten SAP-Verfahren
kann derzeit ein vergleichbarer Tagesabschluss nicht automati-
siert erstellt werden. Dies wird voraussichtlich erst nach Beendi-
gung des Projekts Strategische  Neuausrichtung des
Haushaltswesens mdglich sein. Zudem misste hierfir das Kas-
senrecht Uberprift werden. In dem Formular des Abschlussbuches
werden zunéchst die veralteten Zeilenbeschriftungen am linken
Rand jeder Doppelseite geandert, anschlieend werden die Be-
trdge eingetragen. Sie erreichen — beispielsweise in Zeile 10 — ei-
ne GréfRenordnung von 17,9 Mrd. Euro. Minusbetrédge werden in
rot eingetragen.
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32.

Vollstandiges
Kontenverzeichnis
fehlt

33.

Eingeschrankte
Vollstandigkeitser-
klarung der
Kasse.Hamburg

34.

Der Rechnungshof hat die Finanzbehérde aufgefordert, die
Kassenprozesse so zu gestalten, dass alle Bankgeschéftsvorfalle
laufend auf den eindeutig zugeordneten SAP-Sachkonten gebucht
werden (geschlossener Geldkreislauf) und somit die Vorausset-
zungen fur eine téagliche Abstimmbarkeit der SAP-Konten zu den
Bankkontoausziigen geschaffen werden. Angesichts der Bedeu-
tung eines ordnungsmafigen Kassenprozesses fur den Gesamt-
zusammenhang des Jahresabschlusses ist diese Aufgabe
vorrangig zu erfullen.

Die Finanzbehérde hat dies zugesagt.

Zur Uberprifung des Bankbestands wurde ein Saldenbestéti-
gungsverfahren durchgefiihrt. Wie in der Privatwirtschaft Gblich
wurden die Jahresabschlusszahlen fir Konten der FHH bei Kredit-
instituten abgefragt.

Um den Kreditinstituten eine Zuordnung der gefiihrten Konten zur
FHH zu erméglichen, hatte die Kasse.Hamburg bereits im Januar
2011 alle Behérden aufgefordert, die Aufnahme eines einheitli-
chen Prafix ,FHH" in die Bezeichnung des Kontoinhabers bei den
Kreditinstituten zu veranlassen.

Die von den Kreditinstituten erstellten Bestatigungen umfassen
dennoch nicht alle Bankkonten der FHH. Der unvollstédndige Rick-
lauf der Bankbestatigungen verdeutlicht, dass die Verwendung ei-
nes einheitlichen Préfixes bisher nicht von allen Behdrden
veranlasst wurde. Die Finanzbehtrde hat die Fachbehérden im
November 2011 erneut auf die Notwendigkeit der Ergdnzung der
Kontodaten hingewiesen.

Die Kasse.Hamburg hat wie im Vorjahr eine Vollstandigkeitserkla-
rung in der Weise abgegeben, dass alle Kreditinstitute, mit denen
von der Kernverwaltung eine der Kasse.Hamburg bekannte Ge-
schaftsbeziehung zum 31. Dezember 2010 unterhalten wurde, in
das Bankbestatigungsverfahren einbezogen worden sind. Im Er-
gebnis bezieht sich die Bestatigung nicht auf den Gesamtsaldo
aller vorhandenen, sondern nur aller bekannten Geschéftsbank-
verbindungen.

Das mit einem Bankbestatigungsverfahren angestrebte Ziel, die
Vollstandigkeit der der FHH zuzurechnenden Bankkonten nach-
zuweisen, konnte fur den Jahresabschluss 2010 noch nicht er-
reicht werden.

Der Rechnungshof hat die Finanzbehérde aufgefordert, ihre auf
eine nachprifbar vollstandige Ubersicht tiber die Bankkonten der
FHH und somit auf die Vollstandigkeit der bilanzierten Bankbe-
sténde gerichteten MalRnahmen fortzusetzen.

Die Finanzbehorde hat dies zugesagt.

28



35.

36.

37.

38.

39.

Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg Ergénzung zum Jahresbericht 2012

2. Passiva

2.1 Pensionsrickstellungen

In der Vergangenheit hatte der Rechnungshof auf Korrekturbedar-
fe bei den Pensionsriickstellungen hingewiesen.™ Er hatte die Fi-
nanzbehorde aufgefordert, die Ermittlung, Bewertung und den
Ausweis der Ruckstellungen fur Pensionen und ahnliche Verpflich-
tungen zu Uberprifen.

Die Finanzbehtérde hat zum Jahresabschluss 2010 das
Bewertungsverfahren fur die Pensionsrickstellungen im Wesentli-
chen nicht verandert. Sie hat erklart, sie sei weiterhin bestrebt, ei-
ne Neubewertung der Pensionsrickstellungen durch einen
Gutachter zu veranlassen. Ziel sei es nach wie vor, spatestens mit
dem vollstandigen Ubergang zur doppischen Rechnungslegung
ein den dann anzuwendenden rechtlichen Anforderungen entspre-
chendes Pensionsgutachten vorzulegen.

Der Rechnungshof hat die Finanzbehdrde aufgefordert, die
Grundlagen fiir eine Neubewertung der Pensionsriickstellungen zu
schaffen.

Bis zum ordnungsmafigen Ausweis der Pensionsriickstellungen
sind die Abweichungen weiterhin im Anhang anzugeben, zu erlau-
tern und zu begriinden (§ 284 Absatz 2 Nr. 3 HGB).

Die Finanzbehdrde hat dies zugesagt.

2.1.1 Berechnungsgrundlagen

Nach Feststellungen des Rechnungshofs deckt der fur die
gutachtliche Berechnung der Pensionsriickstellungen erhobene
Datenbestand nicht den gesamten Kreis der Versorgungsberech-
tigten ab. Es bleiben Bedienstete, die gegenwartig zwar keine Be-
zlige erhalten, aber in Vorjahren bezogen haben, unberticksichtigt.

Daneben legt das Gutachten fur die Berechnung der Pensions-
ruckstellungen vereinfachend immer die im Dezember des Ab-
schlussjahres geleisteten Zahlungen zugrunde. Eine grundséatzlich
erforderliche Berechnung auf Grundlage insgesamt im Jahr geleis-
teter Zahlungen erfolgt somit nicht.

Der Rechnungshof hat die Finanzbehdrde aufgefordert, fur
zukunftige Berechnungen die vorgenannten Vereinfachungen in
ihren Auswirkungen im Einzelnen zu analysieren und mittelfristig

16 Erganzung zum Jahresbericht 2010, Tz. 44, Ergédnzung zum Jahresbericht 2011,
Tz. 59 ff.
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Ruckstellungen der
Landesbetriebe
niedriger als in
FHH-Gutachten

41.

42.

abzustellen. Vereinfachungen sind bis dahin im Anhang darzustel-
len und zu erlautern.

Die Finanzbehérde hat dies zugesagt.

2.1.2 Versorgungsverpflichtungen gegentiber den
ausgegliederten Bereichen

Fur Bedienstete ausgegliederter Landesbetriebe werden die
Versorgungszahlungen und damit auch die Pensionsriickstellun-
gen anhand der jeweiligen Beschéaftigungsdauern zwischen den
Beschaftigungsdienststellen aufgeteilt (sogenannte m/n-telung).'’
Die Pensionsriickstellungen fir diese Personengruppe werden
insgesamt im Pensionsgutachten ermittelt. Dabei werden die An-
teile der Kernverwaltung und des Landesbetriebs gesondert ermit-
telt. Der gutachtlich errechnete Anteil fir die Landesbetriebe in
Héhe von 416 Mio. Euro weicht jedoch von den durch die Landes-
betriebe selbst gebildeten Pensionsriickstellungen in Héhe von
110 Mio. Euro ab.

Fur ,Unwagbarkeiten aus der m/n-telung® passiviert die
Finanzbehotrde seit dem Jahresabschluss 2007 zusatzlich einen
Pauschalbetrag in Héhe von 250 Mio. Euro.

Der Rechnungshof halt die Bildung von Pauschalriickstellungen
fur nicht zulassig, wenn nicht aufgrund der Erfahrungen aus der
Vergangenheit mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit eine Inan-
spruchnahme zu erwarten ist oder Griinde fur eine Einzelrlickstel-
lung vorliegen.

Konkrete Sachverhalte oder Risiken, die durch diese Pauschal-
rickstellung abgebildet werden sollen, konnten dem Rechnungs-
hof nicht genannt werden.

Bei den rechtlich selbststandigen FHH-Tochterorganisationen
existieren unterschiedliche Regelungen, inwieweit die FHH sich an
den Versorgungsverpflichtungen zu beteiligen hat. Rechts- oder
Vertragsgrundlagen sind zum Beispiel die jeweiligen Grindungs-
gesetze oder abgegebene Garantieerklarungen der FHH.

Die Verpflichtungen zur teilweisen Ubernahme der Versorgungs-
zahlungen der rechtlich selbststandigen Tochterorganisationen
sind in dem versicherungsmathematischen Gutachten der FHH
nicht enthalten. *® Vielmehr berechnet die Tochterorganisation ei-
nen Anspruch gegen die FHH und aktiviert ihn in ihrem Jahresab-
schluss. Die Finanzbehotrde sieht die Jahresabschliusse aller
Tochterorganisationen auf dort aktivierte Anspriiche gegen die

Y VWV zu § 26 Absatze 1 und 4, §§ 74, 85 Nr. 3 und § 87 LHO (VV-Landesbetriebe)
Abschnitt 3.2.2.6.
'8 Mit Ausnahme der Hochschulen.
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FHH aus Versorgungsverpflichtungen durch und passiviert diese
im Jahresabschluss der Kernverwaltung als Verbindlichkeit.

Diese Vorgehensweise kann nur eine Behelfslosung fir eine
Ubergangszeit sein, da sich der Kernbilanzierungskreis hier allein
auf die Korrektheit der Daten der insoweit Anspriiche stellenden
Tochterorganisationen verlasst und nicht sichergestellt ist, dass
alle Versorgungsverpflichtungen gegeniber Tochterorganisatio-
nen erfasst werden. Es ist eine zentral geflihrte und laufend aktua-
lisierte Ubersicht uber alle Verpflichtungen gegeniiber den
Organisationen auf3erhalb des Kernbilanzierungskreises erforder-
lich, um die Vollstandigkeit der auszweisenden Verbindlichkeiten
sicherzustellen.

Der Rechnungshof hat die Finanzbehérde aufgefordert, zu priufen
und darzulegen, welche Sachverhalte der Pauschalriickstellung
fur ,Unwagbarkeiten aus der m/n-telung“ zugrunde liegen und wa-
rum diese nicht durch Einzelriickstellungen abgebildet werden
kdnnen. Gegebenenfalls sind nicht mehr nétige Pauschalriickstel-
lungen aufzulésen.

Die Finanzbehorde hat dies zugesagt.

In Zusammenarbeit mit dem Personalamt bzw. dem Zentrum fir
Personaldienste (ZPD) sowie unter Auswertung des Birgschafts-
und Garantieregisters ist eine zentral geflihrte und laufend aktuali-
sierte Ubersicht (iber die Versorgungsverpflichtungen gegeniiber
den Tochterorganisationen zu erarbeiten.

Die Finanzbehorde hat zugesagt, entsprechend tatig zu werden.

2.2 Beihilferickstellungen
Beihilferiickstellungen *° werden als Prozentaufschlag auf die
Pensionsrickstellungen ermittelt. Dieser Prozentaufschlag wird
jahrlich als Quote der Auszahlungen fir ,Beihilfen fur Versor-
gungsempfanger* an der Summe der Auszahlungen fir ,Versor-
gungsbezige* ermittelt. Aus dieser jahrlichen Quote wird ein
Durchschnitt der letzten drei Jahre gebildet, welcher auf die Pen-
sionsruckstellungen des Abschlussjahres angewendet wird. Das
Ergebnis wird zurlickgestellt.

Durch die Bezugnahme auf die Pensionsriickstellungen werden
auch Beihilfertckstellungen fur Falle der Versorgungslastentei-
lung® sowie anteilig fiir die Beamten der Landesbetriebe gebildet.

19 Beihilfe gemaf § 80 Hamburgisches Beamtengesetz.

% § 81 Hamburgisches Beamtengesetz in der Fassung vom 26. Januar 2010;
glltig vom 1. Februar 2010 bis 31. Dezember 2010 (HmbGVBI. S. 23, 72 und
425). Geregelt wird die Verteilung der Versorgungslasten bei einem Dienst-
herrenwechsel.
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Beihilfertickstellungen sind in beiden Fallen jedoch nicht von der
FHH zu bilden, sondern von den bilanzierenden Beschaftigungs-
stellen.

Der Rechnungshof hat die Finanzbehdrde aufgefordert, die
Beihilfertickstellungen fur Falle der Versorgungslastenteilung (rund
45 Mio. Euro) aufzulésen und die Berechnung der Beihilfertickstel-
lungen fur die Beamten der Landesbetriebe (rund 76 Mio. Euro) in
Abstimmung mit den Landesbetrieben zu tberprifen und lediglich
die Beihilfertickstellungen auszuweisen, die den Kernbereich be-
treffen.

Die Finanzbehorde hat dies zugesagt.

2.3 Sonstige Rickstellungen

2.3.1 Ruckstellungen fur
Verlustibernahmeverpflichtungen

Fur Verlustibernahmeverpflichtungen aus dem Beteiligungsbe-
reich bestehen Rickstellungen von rund 118 Mio. Euro. Hiervon
werden rund 43 Mio. Euro konkret anhand der in den Jahresab-
schlissen der Tochterorganisationen ausgewiesenen Forderun-
gen gegen die FHH gebildet. Die restlichen 75 Mio. Euro werden
pauschal fur nicht vorliegende Jahresabschliisse bzw. sonstige
Unwégbarkeiten zuriickgestellt und fungieren damit als ,Auffang-
posten®.

Urséchlich fur diese Pauschalierung war die mangelhafte Daten-
qualitdt zum Zeitpunkt der Erstellung der Er6ffnungsbilanz. In den
letzten Jahren sind hier jedoch Verbesserungen herbeigefihrt
worden. Im Rahmen der Prifung konnte kein konkreter Sachver-
halt benannt werden, der diese pauschale Ruckstellung weiterhin
erforderlich gemacht hatte.

Der Rechnungshof hat die Finanzbehotrde aufgefordert, zu prifen
und darzulegen, warum Sachverhalte, die durch die Pauschal-
rickstellungen bericksichtigt werden sollen, nicht durch die Bil-
dung von konkretisierten Einzelrtickstellungen abgebildet werden
kénnen; gegebenenfalls nicht mehr nétige Riickstellungen sind
aufzuldsen.

Die Finanzbehorde hat die Prifung des Sachverhalts und gege-

benenfalls die Auflésung nicht mehr nétiger Riickstellungen zuge-
sagt.
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2.3.2 Ruckstellungen fir Altersteilzeit und
Sabbatjahr

Tarifbeschaftigte kdnnen die Altersteilzeit entweder mit
kontinuierlicher reduzierter Arbeitszeit oder im sogenannten
Blockmodell mit Anspar- und anschlieRender Freistellungsphase
durchfihren. In beiden Modellen werden seitens der FHH neben
dem Entgelt entsprechend der erbrachten Arbeitszeit sogenannte
Aufstockungsbetrage geleistet.

Die Finanzbehdtrde berechnet auf Basis von Datenlieferungen des
ZPD Ruckstellungen fur das Blockmodell mit Anspar- und an-
schlieBender Freistellungsphase.”* Wahrend fiir das Grundentgelt
eine Ansammlungsrickstellung gebildet wird, werden die Aufsto-
ckungsbetrage wegen ihres Abfindungscharakters als Einmalrtick-
stellung passiviert.?

Der Rechnungshof hat sowohl in der Datenlage als auch bei der
Ruckstellungsberechnung Mangel festgestellt, welche zu einer
Ruckstellungsbildung in nicht sachgerechter Hohe fiihren:

— Es bestehen Abweichungen im Mengengeriist zwischen dem
Personalstrukturbericht 2011 und den Datenlieferungen des
ZPD fur die Ruckstellungsberechnung.

— Die Finanzbehorde bereitet die Datenmeldungen des ZPD flr
die Ruckstellungsberechnung fehlerhaft weiter auf. So wer-
den beispielsweise Arbeitgeber-Sozialversicherungsanteile
doppelt erfasst, wahrend zu leistende zusatzliche Rentenbei-
trage keine Berticksichtigung finden.

Der Rechnungshof hat die Finanzbehoérde aufgefordert, das
Verfahren zur Berechnung von Ruckstellungen fir Altersteilzeit zu
Uberarbeiten.

Der Rechnungshof hat auch bei der Uberpriifung der Riickstellung
fur Sabbatjahre als Form der Teilzeitbeschaftigung Fehler in den
Berechnungen festgestellt. Er hat die Finanzbehdrde aufgefordert,
das Verfahren zur Ermittlung und Bewertung der Ruckstellungen
fur Sabbatjahre zu Uberarbeiten.

Die Finanzbehoérde hat dies zugesagt.

2 Bilanzierungsrichtlinie, Nr. 3.2.3.3, S. 82.

2 Handelsrechtlich sind Aufstockungsbetrage zudem auch im Altersteilzeitmodell
mit kontinuierlich reduzierter Arbeitszeit zuriickzustellen (IDW RS HFA 3,
Tz. 4 ff.). Die Vorgaben der FHH sehen vor, diese Betrage nicht zuriickzustellen
(Bilanzierungsrichtlinie, Nr. 3.2.3.3, S. 82).
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2.4 Sonstige Verbindlichkeiten

Bestehende Verbindlichkeiten aus der Bewilligung von
Zuwendungen gegenulber Dritten sind zu passivieren.

Im Rahmen einer Stichprobe wurde festgestellt, dass in der Bilanz
auf den 31. Dezember 2010 Verbindlichkeiten aus der Bewilligung
von Zuwendungen der BSU an die IBA-Hamburg GmbH (IBA) fur
die Jahre 2006 bis 2010 in Hohe von insgesamt 16 Mio. Euro
ausgewiesen werden, die zum Bilanzstichtag nicht bestanden. Der
Zuwendungsempfanger hatte die bewilligten Mittel nicht bis zum
Ende des Bewilligungszeitraums bei der zustéandigen Behorde ab-
gefordert; sie wurden daher in das Folgejahr Ubertragen und neu
beschieden. In der Bilanz des Zuwendungsempféngers wurde le-
diglich eine Forderung gegenuber der FHH in H6he von 686 Euro
ausgewiesen.

Der Rechnungshof hat die Finanzbehérde aufgefordert, als
Verbindlichkeiten nur nicht ausgezahlte Zuwendungen auszuwei-
sen, bei denen der Bewilligungszeitraum noch nicht abgelaufen
ist.

Die Finanzbehorde hat dies zugesagt.
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VI. Konzernabschluss

1. Organisation des
Konzernrechnungswesens

Die Verantwortung fir die Steuerung und Uberwachung aller
Beteiligungen der FHH folgt den Strukturen des dezentralen Ver-
antwortungsmodells, d. h. jede Behdrde Uberwacht und verwaltet
die ihr zugeordneten direkten und indirekten Beteiligungen selbst.
Ein zentrales, alle fur die Konzernrechnung relevanten Informatio-
nen zu den Tochterorganisationen umfassendes und laufend ak-
tualisiertes Beteiligungskataster ist weiterhin nicht vorhanden.
Fur die Konzernrechnungslegung bedeutsame Unterlagen wie
Gesellschaftsvertrage, Handelsregisterausziige, Jahresabschliis-
se und kamerale Rechnungen, Finanzrechnungen, Gutachten zur
Unternehmensbewertung oder Daten der Unternehmensplanung
liegen Uberwiegend nur dezentral vor. Im Rahmen ihrer Verant-
wortung fir die Vollstandigkeit des Konsolidierungskreises hat die
Finanzbehorde die notwendigen Daten in einem gesonderten Ver-
fahren zu erheben, in dem sie die Tochterorganisationen auffor-
dert, alle Veradnderungen von Beteiligungsverhaltnissen an die
Finanzbehotrde zu melden.

Die mit der starken Dezentralisierung einhergehenden
uneinheitlichen Strukturen der Daten und der fehleranfallige, zeit-
aufwendige jéhrliche Erhebungsprozess beeintrdchtigen die Ver-
lasslichkeit der Konzernrechnungslegung wie auch die Prufbarkeit
im Rahmen der Jahresabschlusspriifung. Der Rechnungshof halt
es weiterhin fir erforderlich, fir den Konzernabschluss jederzeit
verfligbare, systematisch aufbereitete und aktuelle Informationen
Uber alle direkten und indirekten Beteiligungen der Stadt zentral
vorzuhalten.”*

Die Finanzbehdrde hat in diesem Zusammenhang darauf hinge-
wiesen, dass durch eine 2011 eingeflihrte Datenbank ein Schritt in
die vom Rechnungshof geforderte Richtung getan wurde. Die Fi-
nanzbehorde hat zudem zugesagt, durch eine jahrliche Prifung
dafiir Sorge zu tragen, dass es nicht zu Beeintrachtigungen der
Transparenz des Konzernabschlusses kommt.

Die Organisation des Konzernrechnungswesens bedarf zudem
hinsichtlich des Umgangs mit Zuschiissen zwischen dem Kern-
haushalt und den Tochterorganisationen der Verbesserung.

Das gegenwartig praktizierte, stark pauschalierende und nicht auf
den einzelnen Bescheid aufsetzende Verfahren zur Abstimmung

% Erganzung zum Jahresbericht 2010, Tz. 57.
2 Erganzung zum Jahresbericht 2010, Tz. 62.
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der Investitionszuschiisse ist weiterhin nur fir den Teil der aus der
Eréffnungsbilanz des Kernbilanzierungskreises resultierenden In-
vestitionszuschiisse hinnehmbar. Am Beispiel der IBA (Tz. 53)
wird deutlich, dass bei Ungleichbehandlung von Vorgangen im
Umfeld der Zuwendungen bei den betroffenen Organisationen
auch die ordnungsgeméfRe Schuldenkonsolidierung im Konzern
beeintrachtigt ist. Fur alle nach Erstellung der Eroffnungsbilanz
vom Kernbilanzierungskreis an Konzern-Tochterorganisationen
gewahrten Zuschiisse muss eine Abstimmbarkeit auf Einzelpos-
tenebene gewahrleistet sein, da nur so eine fortschreibungsfahige
Bilanzierung gewéhrleistet ist, die den GoB entspricht.”®

Die Finanzbehotrde hat zugesagt, dies kiinftig zu beachten.

2. Konsolidierungskreis

Im Hinblick auf die Vollstandigkeit des Konsolidierungskreises und
die Verlasslichkeit der zur Konsolidierung herangezogenen Daten
war folgendes festzustellen:

— Das Sondervermdgen Stadt und Hafen hat auch fur das Jahr
2010 keinen konsolidierungsfahigen Abschluss vorgelegt und
konnte aus diesem Grunde nicht in den Konsolidierungskreis
einbezogen werden. Um ein Mindestmal3 an Transparenz
herzustellen, hat die Finanzbehérde im Konzernanhang die
wichtigsten Kennzahlen dieser Tochterorganisation ge-
nannt.?®

— Fir die 2010 erstkonsolidierte Technische Universitat Ham-
burg-Harburg lag bis zum Ende der Konzernabschlusspri-
fung kein abschlieBender Bericht Uber die Prifung des
Jahresabschlusses 2010 vor.

— Auslandische Organisationen werden aufgrund von Wirt-
schaftlichkeitstiberlegungen generell nicht konsolidiert.

Tochterorganisationen von untergeordneter Bedeutung werden
ebenfalls nicht in den Konsolidierungskreis einbezogen. Nach der
Konzernrichtlinie wird eine untergeordnete Beteiligung vermutet,
wenn die Bilanzsumme 20 Mio. Euro und die Umséatze 15 Mio. Eu-
ro nicht Ubersteigen und das Jahresergebnis nicht groRer als
10 Mio. Euro bzw. nicht kleiner als - 10 Mio. Euro ist. Der Rech-
nungshof hat beméngelt, dass der Prozess der Zulieferung und
die Qualitat der Daten zur Konzernabschlusserstellung bei den
oben genannten Organisationen weiterhin unzureichend sind.

% Ergénzung zum Jahresbericht 2010, Tz. 67.
%% Erganzung zum Jahresbericht 2011, Tz. 78.
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Die Finanzbehdrde hat den Mangel im Zusammenhang mit dem
Sondervermdgen Stadt und Hafen eingerdumt und verweist im
Ubrigen darauf, dass die eingerichtete Beteiligungsdatenbank ein
erster wichtiger Schritt zur Verbesserung sei.

3. Bilanzierungs-, Bewertungs- und
Konsolidierungsmethoden

Die Finanzbehdrde hat im April 2010 Bilanzierungsstandards zur
Vereinheitlichung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden im
Konzern FHH, geltend fiir die Abschliisse der Tochterorganisatio-
nen nach dem 31. Dezember 2009, erlassen. Dieser wichtige
Schritt hat allerdings nur auf der Ebene der Konzern-
Tochterorganisationen positive Auswirkungen auf die Vereinheitli-
chung der Methoden. Insbesondere die an einigen Stellen wesent-
lich vom HGB-Standard abweichenden Bilanzierungen und
Bewertungen im Kernbilanzierungskreis fiihren auch im Konzern-
abschluss auf den 31. Dezember 2010 dazu, dass abweichend
vom Handelsrecht Posten konsolidiert werden, denen unterschied-
liche Ermittlungsmethoden zugrunde liegen.

Die Finanzbehérde will die Unterschiede weiterhin im Anhang er-
lautern und auf eine konzeptionelle Klarung im gemeinsamen
Bund/Lander-Gremium nach 8§ 49a Haushaltsgrundsatzegesetz
(Standardsetzungsgremium) hinwirken.

4. Bilanzierung latenter Steuern im
Konzernabschluss

Im Konzernabschluss 2010 werden erstmals latente Steuern in
Hohe von rund 199 Mio. Euro (Aktivseite) bzw. rund 9 Mio. Euro
(Passivseite) ausgewiesen. Bei den aktiven latenten Steuern han-
delt es sich um zuklnftige Steuerentlastungen, bei den passiven
um zukiinftige Steuerbelastungen des Konzerns.

Die im Konzernabschluss gebildeten latenten Steuern sind auf-
grund von Abweichungen der Buchwerte der Handelsbilanz von
den Buchwerten der Steuerbilanz sowie aufgrund von Verlustvor-
tragen (8 274 HGB) bei steuerpflichtigen Tochterorganisationen
entstanden.

Daneben ist eine Steuerabgrenzung aus Konsolidierungsmalfi-
nahmen gemaR § 306 HGB vorzunehmen. Ziel der Norm ist es,
durch die Steuerabgrenzung im Konzernabschluss zu einem bes-
seren Einblick in die Vermdgens- und Ertragslage des Konzerns
beizutragen. Die Bildung latenter Steuern aufgrund von Konsoli-
dierungsmaflinahmen hat die Finanzbehérde mit der Begriindung
unterlassen, die FHH unterliege keiner Steuerpflicht. Allerdings
unterliegen die Mehrzahl der Beteiligungsunternehmen, wie zum

37

Konsolidierung von
Posten trotz
unterschiedlicher
Ermittlungs-
methoden



Ergénzung zum Jahresbericht 2012 Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg

62.

Beispiel die SAGA Siedlungs-Aktiengesellschaft Hamburg, die
GWG Gesellschaft fur Wohnen und Bauen mbH und die Hambur-
ger Hafen und Logistik Aktiengesellschaft, der Besteuerung. Inso-
weit kbnnen latente Steuern auf Konzernebene relevant sein.

Der Rechnungshof hat zu bedenken gegeben, dass ein Verzicht
auf die Bildung latenter Steuern aufgrund von Konsolidierungs-
mafRnahmen die Regelungen des 8 306 HGB unbeachtet lasst und
zu einem falschen Ergebnisausweis auf Konzernebene fiihrt, weil
die Steueraufwendungen aus Konzernsicht unzutreffend ermittelt
sind.

Er hat die Finanzbehorde aufgefordert, fir die Bertcksichtigung
der latenten Steuern aus KonsolidierungsmalRnahmen ein sachge-
rechtes Bilanzierungskonzept zu erarbeiten und dabei zu beriick-
sichtigen, dass die FHH Konzernmutterorganisation und
gleichzeitig Steuerglaubigerin der Tochterorganisationen ist.

Die Finanzbehotrde hat dies zugesagt.
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VII. Zukunftiger Bestatigungsvermerk

Die Prufung der seit der Eréffnungsbilanz 2006 zusatzlich zur
mafigeblichen kameralen Haushaltsrechnung erstellten Jahresab-
schlisse durch den Rechnungshof erfolgt im Wesentlichen im
Sinne einer kritischen Durchsicht als Beitrag zu einer Qualitatssi-
cherung im Vorfeld der doppischen Haushaltsrechnung. Wenn die
FHH auch nach der strategischen Neuausrichtung des Projekts
Neues Haushaltswesen Hamburg wie vorgesehen ihr Rech-
nungswesen auf der Grundlage einer geanderten LHO nach dem
31. Dezember 2014 auf die Standards staatlicher Doppik umstellt,
tritt die doppische an die Stelle der kameralen Haushaltsrechnung.
Der Rechnungshof wird tber Erteilung, Einschrankung oder Ver-
sagung des Bestatigungsvermerks nach den dann maRgeblichen
Vorgaben fir die Rechnungslegung und -priifung zu entscheiden
haben.

Vor diesem Hintergrund hat er auf Basis seiner in den bisherigen
Abschlusspriifungen getroffenen Feststellungen auf folgende
wichtige Handlungsfelder hingewiesen:

— IKS/Buchfiihrungsprozesse und Belegwesen:

— Der Rechnungshof hatte in den Vorjahren festgestellt,
dass ein vollstandig wirksames IKS fehlt, ohne das die
nach handelsrechtlichem Maf3stab erforderliche Zuver-
lassigkeit des Buchungsstoffs nicht sichergestellt ist.*’
Es stand auch im Geschéftsjahr 2010 noch nicht zur
Verfugung. Die Finanzbehdrde hat erklart, dass das IKS
voraussichtlich zum Haushaltsjahr 2013 vollstandig im-
plementiert sein werde. Die dazu erforderlichen Arbeiten
seien angelaufen (Projekt Herakles).

—  Die Ubereinstimmung von Nebenbiichern (hier Debitoren
bzw. Fachverfahren) mit dem Hauptbuch ist weiterhin
nicht in allen Bereichen gewahrleistet.”®

— Es liegt gegenwartig kein zentrales, alle Vertrage und
Beteiligungen der Stadt umfassendes und laufend aktua-
lisiertes Vertragskataster der Stadt vor.”

— Ansatz, Bewertung und Nachweis einzelner groRer Vermo-
gens- und Schuldenposten:

— Fir das Anlagevermdgen ist bisher keine vollstandige
Einzelerfassung und -bewertung des Infrastrukturvermo-
gens, insbesondere der StraBen und Wege, erfolgt. Die
Wegedatenbank der BSU erfiillt nicht die Erfordernisse
einer ordnungsméaRigen Inventarisierung als Grundlage
der Anlagenbuchhaltung. Die Fortschreibung des Anla-
gevermogens erfolgt teilweise noch unter Zuhilfenahme
von Verbrauchsfolgeverfahren, die nur fur die Bewertung

" Jahresbericht 2008, Tz. 7 der Anlage zu Tzn. 22 bis 29.
8 Erganzung zum Jahresbericht 2009, Tzn. 32 und 76 ff.
# Erganzung zum Jahresbericht 2010, Tz. 62.
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von Vermdgensgegenstanden des Vorratsvermégens
zulassig sind.*

— Es ist bisher keine vollstandige Bestandsaufnahme (In-
ventur) und Einzelbewertung der Kunstgegenstéande und
musealen Sammlungen erfolgt.*

— Die Bewertung der Pensionsriickstellungen entspricht
nicht den handelsrechtlichen Regelungen.*

— Die handelsrechtlichen Anforderungen an den Nachweis
aktivierter geleisteter Investitionszuschiisse sind nicht
vollumfanglich erfiillt.*®

Hier besteht weiterhin Handlungsbedarf.

Hinzu kommen aufgrund der aktuellen Priifungsergebnisse
weitere Handlungsfelder:

— Gegenwartig stellt eine revisionssichere Erfassung und zeit-
nahe Abbildung der Bankgeschéaftsvorfalle die FHH vor er-
hebliche Herausforderungen (Tz. 20).

— Die im Wesentlichen auf kameraler Grundlage ausgefiihrten
Prozesse der Justizkasse erfiillen noch nicht die Anforderun-
gen der GoB und einer doppischen Erfolgsabgrenzung
(Tz. 22f1).

Angesichts der in vielen Bereichen noch zu leistenden schwierigen
und teilweise umfangreichen Vorarbeiten fur den doppischen
Echtbetrieb halt es der Rechnungshof weiterhin fur dringlich, dass
die fur die Abschlusserstellung zustdndige Finanzbehérde und die
fur die jeweiligen Grunddaten der Buchhaltung verantwortlichen
Fachbehodrden ihre erkennbaren Anstrengungen zur Konsolidie-
rung des Rechnungslegungsprozesses intensivieren.

Der Rechnungshof empfiehlt der Finanzbehorde, in den Ge-
schaftsberichten der nachsten Jahre die Ausfiihrungen des Rech-
nungshofs zu einem kiinftigen Bestatigungsvermerk auf Basis der
Prufungserkenntnisse des jeweils letzten gepriften Abschlusses
zusammengefasst abzudrucken.

Hamburg, den 5. April 2012
Dr. Jann Meyer-Abich Michael Otto-Abeken

Rolf GlaRner Joachim Mose Philipp Hafner

%0 Erganzung zum Jahresbericht 2009, Tz. 32 und Ergdnzung zum Jahresbericht
2010, Tz. 36.

® Jahresbericht 2007, Tz. 20 und Erganzung zum Jahresbericht 2011, Tz. 41 f.
sowie Jahresbericht 2012, Tz. 104 ff.

* Erganzung zum Jahresbericht 2010, Tz. 45 und Erganzung zum Jahresbericht
2011, Tzn. 59 bis 62.

3 Jahresbericht 2008, Tz. 39 der Anlage zu den Tzn. 22 bis 29 und Ergénzung
zum Jahresbericht 2011, Tz. 32 f.

40



	Inhaltsverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	I. Bewertung und Zusammenfassung
	1. Gesamtbewertung

	2. Betriebswirtschaftliche Analyse
	3. Prüfungsfeststellungen
	4. Zukünftiger Bestätigungsvermerk
	5. Stellungnahme der Finanzbehörde

	II. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung
	III. Betriebswirtschaftliche Analyse
	1. Ergebnisveränderung im Kernbilanzierungskreis
	2. Entwicklung des Eigenkapitals im Kernbilanzierungskreis
	3. Sondervermögen Stadt und Hafen
	4. HSH Nordbank
	5. Entwicklung desAnlagevermögens


	IV. Auswahlbereiche
	1. Buchführungssystem
	2. Justizbehörde
	3. Polizei

	V. Nicht-Auswahlbereiche
	1. Aktiva
	1.1 Geleistete Investitionszuwendungen
	1.2 Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten

	2. Passiva
	2.1 Pensionsrückstellungen
	2.1.1 Berechnungsgrundlagen
	2.1.2 Versorgungsverpflichtungen gegenüber den 
ausgegliederten Bereichen

	2.2 Beihilferückstellungen
	2.3 Sonstige Rückstellungen
	2.3.1 Rückstellungen für Verlustübernahmeverpflichtungen
	2.3.2 Rückstellungen für Altersteilzeit und 
Sabbatjahr

	2.4 Sonstige Verbindlichkeiten


	VI. Konzernabschluss
	1. Organisation des 
Konzernrechnungswesens
	2. Konsolidierungskreis
	3. Bilanzierungs-, Bewertungs- und 
Konsolidierungsmethoden
	4. Bilanzierung latenter Steuern im 
Konzernabschluss

	VII. Zukünftiger Bestätigungsvermerk

